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DIJuF-rechtsgutachten

Familienrecht

Beistandschaftsrecht
144 Bewusst und absprachegemäß im Nachbarlandkreis ein-

gerichtete Beistandschaft für das Kind einer beim eigent-
lich örtlich zuständigen Jugendamt tätigen Fachkraft; 
Bedenken des vom Beistand zwecks Unterhaltsfestset-
zung angerufenen Gerichts gegen dessen Vertretungs-
macht wegen fehlender örtlicher Zuständigkeit

Beurkundungsrecht
146 Elterliche Namenserteilung für ein Kind bei ungeklärter 

Identität des Vaters oder sogar beider Eltern

Unterhaltsvorschussrecht
148 Bewilligung von UV-Leistungen für ein Kind unter 

gleichzeitiger Aufforderung zur Antragstellung auf Halb- 
waisenrente nach dem Tod des Vaters; wahrheitswidri-
ge Behauptung der Mutter über die Ablehnung des An-
trags auf Halbwaisenrente (angeblich unzureichende 
Beitragszahlung); nunmehr festgestellter wahrer Ableh-
nungsgrund (mangelnde Mitwirkung der Mutter)

Kinder- und Jugendhilferecht

Mitwirkung im gerichtlichen Verfahren
151 Mitwirkung des Jugendamts im jugendgerichtlichen Ver-

fahren

Örtliche Zuständigkeit und Kostenerstattung
154 Gewöhnlicher Aufenthalt in § 87c Abs. 1 SGB VIII als 

Anknüpfungspunkt für eine Vormundschaft kraft Geset-
zes nach § 1791c Abs. 1 BGB

Unbegleitete minderjährige Ausländer und  
Ausländerinnen/Geflüchtete

155 Familiennachzug von einer Mutter und drei minderjäh-
rigen Geschwistern zu einem unbegleiteten minderjäh-
rigen anerkannten Flüchtling in Deutschland

rechtsPrechung

Familienrecht

Familienverfahrensrecht
158 OLG Hamm 26.3.2020 – 11 WF 36/20

Pflegeeltern als Verfahrensbeteiligte bei Antrag auf Ver-
bleibensanordnung

Unterhaltsrecht
160 BVerfG 9.11.2020 – 1 BvR 697/20

Unterhaltsfestsetzung auf Basis fiktiven Einkommens

Unterhaltsvorschussrecht
163 VG Freiburg i. Br. 6.4.2020 – 4 K 345/20

Alleinerziehend trotz Paarbeziehung

164 NdsFG 19.5.2020 – 8 K 218/19
Aufrechnung des Finanzamts mit auf das Land überge-
gangenen Unterhaltsansprüchen zulasten des Kindes

Kinder- und Jugendhilferecht

Datenschutz
166 VG München 2.10.2020 – M 18 E 20.3970

Einsicht in die Akten des Jugendamts aus der Mitwir-
kung im familiengerichtlichen Verfahren bzw. aus der 
Hilfeplanung

Leistungen nach SGB VIII
170 VG Schleswig 26.5.2020 – 15 A 289/18

Parallele Gewährung von Vollzeitpflege und stationärer 
Unterbringung in einem Internat

Schutzauftrag
172 VG München 21.12.2020 – M 18 S 20.6711

Differenzierung zwischen form- und fristfreiem Wider-
ruf der Zustimmung zur Inobhutnahme und dem Wider-
spruch nach § 70 VwGO; Notwendigkeit einer Begrün-
dung für die sofortige Vollziehbarkeit einer Inobhutnah-
me insbeson dere bei fehlender Begründung – über die 
Notwendigkeit zur Abwendung einer Kindeswohlge-
fährdung hinaus – für die Inohutnahme als solche




